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         Entwicklung der Niedriglohnschwellen und der Stundenlöhne von 
Niedriglohnbeziehenden 1995 bis 2006 (alle abhängig Beschäftigten inklusive Teilzeit 
und Minijobs, in €): Quelle: SOEP 2006, eigene Berechnung. 

1995 2000 2004 2005 2006 

Niedriglohnschwelle West 8,19 8,89 9,71 9,77 9,61 

Niedriglohnschwelle Ost 5,73 6,26 7,14 7,22 6,81 

Ø Niedriglohn West 5,93 6,75 7,25 7,16 6,89 

Ø Niedriglohn Ost 4,63 4,95 5,48 5,38 4,86 







Zusammensetzung der Zeitarbeit 





Höchste Leiharbeitsanteile an 
sozialversicherungspflichtiger 

Beschäftigung nach 
Tätigkeiten (Quelle: DIW 

Wochenbericht  
19/2008, S.248) 



Funktionswandel von Zeitarbeit 

Typ I 
Ad Hoc Einsatz 

Typ II 
Flexibilitätspuffer 

Typ III 
Vernetzung 

Einsatz Kurzfristig-temporär 
LA zur Abdeckung von 

Produktionsschwankungen 
und Personalausfall 

Permanent 
LA als integraler Bestandteil 

der flexiblen 
Randbelegschaft 

Permanent 
LA als integraler Bestandteil der 

Gesamtbelegschaft 

Ziel Numerische Flexibilität und 
Kostensenkung in den 

Randbereichen der 
Organisation 

Funktionale Flexibilität und 
Beschäftigungsstabilität in 

den Kernbereichen 

Flexibilität (numerisch + funktional) 
und Kostensenkung in der gesamten 

Organisation (Kern- und 
Randbereich) 

Leiharbeitsquote < 10 %  > 10 % > 20 %  
Kontrolle und 
Steuerung der 
Leiharbeiter 

Entleihbetrieb Entleihbetrieb Verleiher übernimmt Kontroll- und 
Steuerungsfunktion im Entleihbetrieb  

(On Site Management) 
Verhältnis 
Stamm- / 
Randbelegschaft 

Punktuell 
Statussegmentierung 

Dualismus  
Statussegmentierung + 

Tätigkeitssegmentierung  

Dualität  
Statussegmentierung ohne 
Tätigkeitssegmentierung  





Ankündigung von mehr als 200 Neueinstellungen in den ersten neun Monaten 2007,  
Quelle: F.A.Z. 07.01.2008 



(Des-)integrationspotentiale von 
Erwerbsarbeit – eine Typologie 

Zone der Integration  
1. Gesicherte Integration („Die Gesicherten“) 
2. Atypische Integration („Die Unkonventionellen“ oder „Selbstmanager“) 
3. Unsichere Integration („Die Verunsicherten“) 
4. Gefährdete Integration („Die Abstiegsbedrohten“) 

Zone der Prekarität 
5. Prekäre Beschäftigung als Chance / temporäre Integration („Die Hoffenden“) 
6. Prekäre Beschäftigung als dauerhaftes Arrangement („Die Realistischen“) 
7. Entschärfte Prekarität („Die Zufriedenen“) 

Zone der Entkoppelung  
8. Überwindbare Ausgrenzung: („Die Veränderungswilligen“) 
9. Kontrollierte Ausgrenzung / inszenierte Integration („Die Abgehängten“) 

Die Typologie basiert auf einer qualitativen Erhebung mit ca. 100 Befragten aus allen Zonen der Arbeitsgesellschaft, die ich gem. mit K. Kraemer und F. 
Speidel durchgeführt habe. Die Prozentzahlen stammen aus einer quantitativen Befragung des INIFES, die auf einer geschichteten, zufällig ausgewählten 
Stichprobe (n=5.388) basiert. Die Prozentangaben müssen insofern relativiert werden, als die Zuordnung des repräsentativen Materials zu unseren Typen 
nur annähernd erfolgen konnte. 3,9 % der quantitativ Befragten waren nicht zuzuordnen 



Funktionswandel von und 
Disziplinierung durch Leiharbeit 

(Thesen) 

   These 1: Leiharbeit unterliegt in stil-
bildenden Betrieben einem Funktions-
wandel von konventioneller hin zur 
strategischen Nutzung.  



    These 2: Die strategische Nutzung von Leiharbeit 
hängt eng mit – unterschiedlich ausgeprägten – 
Formen kapitalmarkt- und renditeorientierter 
Unternehmenssteuerung zusammen. 

    These 3: Die strategische Nutzung der Leiharbeit 
radikalisiert ein Disziplinierungsregime, das für 
unterschiedliche Formen prekärer Beschäftigung 
charakteristisch ist. 



    These 4: Das Disziplinierungsregime der 
strategischen Nutzung von Leiharbeit wirkt sich in 
problematischer Weise auf die betriebliche 
Mitbestimmung aus.  

    These 5: Trotz aller Schwierigkeiten existieren 
auch bei der strategischen Nutzung der Leiharbeit 
Gestaltungsspielräume für die Interessen-
vertretungen. 



    These 6: Leiharbeiter sind – das belegt die 
Besserstellungskampagne der IG Metall – 
prinzipiell organisierbar. Daraus erwachsen neue 
Anforderungen an die Gewerkschaften.  

    These 7: In Krisenzeiten setzt sich in vielen 
Betrieben die Tendenz durch, 
Beschäftigungsinteressen der Stammbelegschaften 
zu vertreten. Darunter leiden (nicht nur) 
Leiharbeiter und andere prekär Beschäftigte, 
sondern mittelfristig  auch Stammbelegschaften, ja 
ganze Regionen.  



    These 8: Nach der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftskrise könnte es zu einer weiteren 
Ausbreitung der strategischen Nutzung von 
Leiharbeit kommen. Daher ist es sinnvoll und 
nötig, dass sich die Gewerkschaften frühzeitig 
positionieren.  

    These 9: Ungeachtet aller Schwierigkeiten ist eine 
gewerkschaftliche Politik der Entprekarisierung 
(nicht nur) für Leiharbeiter sinnvoll und möglich. 



•  Mit Betriebsvereinbarungen Leiharbeit begrenzen.  
•  In Zeiten der Krise alle Möglichkeiten zur 

Beschäftigungssicherung von Leiharbeitern 
nutzen. 

•  Betriebsräte sensibilisieren und zu einer 
wirkungsvollen Interessenpolitik motivieren.  

•  Durch Besserstellungspolitiken und Flexibilitäts-
prämien in den Tarifverträgen das Prekaritäts-
risiko der Leiharbeiter einhegen.  

•  Qualifizierungsinteressen von Leiharbeitern 
aufgreifen.  



•  Equal pay, equal treatment muss im Zentrum einer 
Politik der Entprekarisierung stehen. 

•  Die Selbstorganisation von Leiharbeitern und 
prekär Beschäftigten fördern. 

•  Organisationskonkurrenzen vermeiden.  
•  Benötigt wird eine „Politik des Respekts“, die mit 

der Diskriminierung und Stigmatisierung bricht.  



   These 10: Eine wirkungsvolle Interessen-
politik für Leiharbeiter und andere prekär 
Beschäftigte bedarf der Unterstützung durch 
Staat und Politik.  



(1) Haltelinien „nach unten” schaffen.  
(2) Auch qualitative Maßstäbe für „gute 

Arbeit“ etablieren. 
(3) Die politisch gewollte Subventionierung 

und Aufwertung von Leiharbeit 
zurücknehmen.  

(4) Grundsätzliche Weichenstellung für einen 
inklusiven, demokratischen Sozialstaat 
vornehmen.  


